
Vorschlag für einen Vorstoss in Stände- und Nationalrat 
 
 
Verbindung Wiederaufbau- mit Rückkehrhilfe für die Ukraine 
In der Schweiz leben zur Zeit 65 000 Menschen aus der Ukraine mit Schutzstatus S.  
Davon sind 40 000 Personen im Erwerbsalter, 9000 haben eine Arbeitsstelle. 
Der Bund bezahlt den Kantonen jährlich Fr. 21´000.- (18´000.- für Nothilfe, 3´000.- 
Integration) pro Person für die Menschen mit S Status. 
 
Bis zum 31. Dezember 2024 hat der Bund die vom Krieg in der Ukraine betroffene 
Bevölkerung in der Schweiz oder dem Ausland mit insgesamt rund 4,37 Milliarden Franken 
unterstützt. 
 
Grundsätzlich möchten viele Personen zurück in die Ukraine. Dafür braucht es Lösungen für 
Wohnsituation, Arbeitsplatz, Schulen für Kinder und teilweise Umschulungen. 
Mit zunehmender Aufenthaltsdauer in der Schweiz nimmt die Rückkehrwilligkeit ab 
(zunehmende Integration, vor allem der Kinder). 
 
Nach fünf Jahren Aufenthalt in der Schweiz können vorläufig aufgenommene eine 
Aufenthaltsbewilligung beantragen. 
 
Viele jedoch beziehen weiterhin Sozialhilfe. 
 
Es besteht ein grosses Interesse, dass aus der Ukraine geflüchtete Menschen freiwillig in die 
Ukraine zurückkehren. Auch der Ukrainische Staat braucht die Rückkehrer, weil das Land 
dringend Fachleute benötigt. 
 
Dafür braucht es Anreize: Wohnmöglichkeit, Arbeitsplatz, Schulen für Kinder 
und einen finanziellen Anreiz als Rückkehrhilfe. 
 
Dem Schweizer Privatsektor soll beim Wiederaufbau in der Ukraine eine zentrale Rolle 
zukommen. Für die bessere Einbindung will der Bundesrat in den kommenden vier Jahren 
500 Millionen Franken zur Verfügung stellen. Die finanziellen Mittel stammen aus dem 
Betrag von 1,5 Milliarden Franken, der in der Strategie der internationalen Zusammenarbeit 
2025-2028 für die Ukraine vorgesehen ist. 
 

Situation in der Ukraine 
Die Administrationen auf allen Staatsebenen arbeiten vorbildlich. 
Lokale Administrationen sind in der Lage, Wiederaufbauprojekte selbst zu planen und 
durchzuführen (siehe Plattform https://dream.gov.ua/). 
Im Gegensatz zu Weltregionen, wo keine intakten Staatsebenen vorhanden sind (Sudan, 
Gaza, etc.), sind ausländische NGO´s in der Ukraine für Wiederaufbauprojekte nicht 
zwingend nötig. 
Die Administrationen von Städten/Kommunen von besetzten Gebieten arbeiten weiter aus 
relativ sicheren ukrainischen Standorten und unterstützen ihre geflüchteten Bürger. 
Beispiel: Die Administration von Mariupol arbeitet von Dnipro und Kyiv aus und unterhält in 
21 ukrainischen Städten Standorte. 



Es gibt wirtschaftlich starke Regionen (Kyiv, Lwiv, etc), in denen ein Fachkräftemangel 
herrscht. 
Die Administrationen aller Staatsebenen befürworten eine baldige Rückkehr ihrer Bürger. 
Viele lokale Administrationen haben Wohnprojekte für die verbliebene Bevölkerung mit 
zerstörten Wohnungen, geflüchtete Bürger aus den besetzten Gebieten und für 
Rückkehrwillige. 
Die lokalen Behörden sind in der Lage, diese Projekte selbst umzusetzen. 
Auch die Städteverwaltungen von besetzten Gebieten entwickeln Wohnprojekte in 
wirtschaftlich starken Regionen der Ukraine für ihre Bürgerinnen und Bürger (Beispiel: 
Mariupol). 
 

Vorschlag für das Vorgehen 
Gemeinden und Städte in der Schweiz sollen geflüchtete Menschen nach ihrer Herkunft aus 
der Ukraine erfassen und ihre mögliche Wohnsituation in der Ukraine abklären. 
In Zusammenarbeit mit den lokalen Administrationen werden dann Wohnprojekte in der 
Ukraine für Menschen aus der Ukraine, welche keine Wohnmöglichkeit mehr haben, 
bestimmt. Siehe als Beispiel Projektvorschlag «Social Housing» von Mariupul. 
Den geflüchteten Menschen werden anschliessend diese Projekt präsentiert. 
Neben der Wohnmöglichkeit sind auch weitere Anreize wie Hilfe bei Arbeitsplatzsuche und 
direkte Auszahlung der Bundesbeiträge an die Geflüchteten während 6 Monaten vorzusehen. 
Gibt es genügend Geflüchtete in den Schweizer Kommunen, die an einer Rückkehr mit diesen 
Konzepten teilnehmen, wird das Projekt umgesetzt. 
 
Compliance – Corporate Governance 
Die Erfahrung zeigt, dass auf kommunaler Staatsebene die Korruptionsanfälligkeit geringer 
ist, da die sozialen Kontrollen besser funktionieren. 
Die Finanzkontrollen der involvierten Schweizer Kommunen können auch das Controlling 
dieser Projekte übernehmen. 
Viele gut ausgebildete Privatpersonen aber auch lokale Hilfsorganisationen auf lokaler Ebene 
sind bereit, regelmässig in die Ukraine zu reisen und die Umsetzung vor Ort zu begleiten. 
Konkrete Projekte von Mariupol zeigen, dass mit Fr. 6´000.- eine gute Wohnsituation für eine 
geflüchtete Person geschaffen werden kann. Verdoppelt man diesen Beitrag als direkte Hilfe 
für die Rückkehrhilfe, kann mit 12´000.- ein für alle Beteiligten vorteilhaftes Projekt 
umgesetzt werden. Das sind 8 Monate Bundesbeiträge an die Asylnothilfe. 
 
Anreize für Kommunen aus der Schweiz 
Personen mit S-Status, die aus einer Gemeinde aus der Schweiz, welche sich am Projekt 
beteiligt, in die Ukraine zurückkehren, werden bis Ende des Krieges und weitere 5 Jahre 
danach (so lange beherbergt der Ukrainische Partner die Person in der geschaffenen 
Unterkunft) weiterhin an das Wohnraumkontingent angerechnet, welches die Kommune für 
Asylbewerbende zur Verfügung stellen muss. So kann der in der Schweizer Gemeinde frei 
werdende, meist günstige  Wohnraum, der ansässigen Bevölkerung zur Verfügung gestellt 
werden.  
 

Fazit 
Die Wiederaufbauhilfe ist mit einer Rückkehrhilfe zu verbinden. 
Wiederaufbauprojekte, welche der Rückkehr fördern, sind zu priorisieren. 
Projekte in Zusammenarbeit lokaler Administrationen in der Schweiz und der Ukraine sind zu 



bevorzugen und welche, die mit kleinen administrativen  Kosten und einem hohen Anteil 
ehrenamtlicher Tätigkeiten realisierbar sind. 
Die Eingabe von Projekten bei den involvierten Bundesstellen ist so zu vereinfachen, dass 
auch kleine Organisationen und lokale Kommunen in der Schweiz Projekte unkompliziert 
eingeben können, wenn die Einhaltung der Compliance /Corporate Governance 
gewährleistet  ist. 
Für Projekte mit obengenannter Zielrichtung ist umgehend eine Projekteingabemöglichkeit 
zu schaffen. 
 
 
Bemerkungen 
 
Hürden 
Nur grosse Schweizer NGO´s haben zur Zeit eine Chance, Projekte einzugeben. Diese haben 
kein Interesse, wenn weitere Möglichkeiten für Projekteingaben geschaffen werden. 
Schweizer Unternehmen müssen bereits einen Sitz in der Ukraine nachweisen. 
Keine direkten Projekteingaben von ukrainischen Institutionen möglich. 
Grosse administrative Hürden. 
 
Heutiges Projektvorgehen: Schweizer NGO´s geben ein Projekt bei der DEZA ein. Die 
Schweizer NGO beauftragt eine ukrainische NGO für die Umsetzung, welche das Projekt dann 
der Administration übergibt: 
Effekt: Bis zu 30% der bewilligten Gelder gehen an die involvierten NGO´s ohne eigentlichen 
Mehrwert. Oder umgekehrt formuliert: Bei einer direkten Umsetzung von Wohnprojekten 
mit lokalen Administrationen können bis zu 30% mehr Wohnfläche erstellt werden. 
 
Heutigen Projekten fehlt die direkte Verknüpfung mit Rückkehrhilfen. 
 
 
Beilage: 
 
Social Housing Konzept von Mariupul 

 
 
 
 
 

 
 


